
                                                                                                                                       
 

AG – 78 Digitale Teilhabe in der Jugendhilfe in Stadt und Landkreis 

Fulda 

 

1.) Einleitung 

Die Jugendämter der Stadt und des Landkreises Fulda empfehlen folgenden Umgang mit digitalen 
Medien innerhalb der teilstationären und stationären Jugendhilfe.  

Allgemein 

Der freie Träger der Jugendhilfe ist bei der Erbringung der Leistungen gem. § 34, § 35a SGB VIII in 
stationärer Form und § 32 SGB VIII während des Aufenthaltes mit der Aufgabe betraut den Umgang 
mit digitalen Medien zu vermitteln. Hierbei kann er sich von der Verantwortung freimachen, muss 
jedoch bei missbräuchlichem oder strafrechtlichem Verhalten die Nutzung unterbinden und das Gerät 
einziehen. Wenn das Gerät nicht freiwillig herausgegeben wird, muss es ggf. durch die Polizei 
eingezogen werden. 
Die Einrichtung trägt keine Haftung und hat nur die Hinweiskontrolle inne und muss demnach 
regelmäßig auf eine ordentliche Nutzung und Gefahren hinweisen.  

Mobilfunkverträge 

Sind zur Vermögenssorge zuzuordnen und fallen somit nicht unter die Aufsichtspflicht. Jede 
Einrichtung muss während der Betreuung von Kindern und Jugendlichen den Umgang mit dem 
mobilen Endgerät definieren. Generell gilt, der Vertragspartner ist in der Kontrollpflicht und ein 
etwaiger finanzieller Schaden muss durch diesen oder den Sorgeberechtigten verhindert werden. Es 
wird empfohlen, dass der Vertag der Unterbringung regelt, wer die Kontrollen durchführt.  

Mediennutzungsvertrag 

Für die freien Träger der AG 78 der Stadt und des Landkreises Fulda wird bei der Betreuung von 
Kindern und Jugendlichen der Mediennutzungsvertrag empfohlen.  

Mediennutzungsvertrag je Altersklassen: 
 

 4-5 Jahre 
 6-11 Jahre 
 ab 12 Jahre 

 

  



                                                                                                                                       
 

 

2.) Leitfaden zum Umgang mit Medien in der Jugendhilfe 

 

1. Grundprinzipien 
 Partizipation: Jugendliche sollen aktiv an der Gestaltung von Medienregeln beteiligt sein. 
 Schutz und Förderung: Mediennutzung soll Sicherheit gewährleisten, Risiken minimieren und 

Chancen eröffnen. 
 Lebensweltorientierung: Medien sind Teil der Alltagswelt von Kindern und Jugendlichen – die 

Jugendhilfe soll anknüpfen, nicht verbieten. 
 Selbstwirksamkeit: Ziel ist die Förderung von Medienkompetenz, nicht die reine Kontrolle. 

 
2. Chancen und Risiken von Medien in der Jugendhilfe 

 
Chancen: 
 Zugang zu Information, Bildung und Kultur 
 Möglichkeit zur Kommunikation und Teilhabe 
 Stärkung von Identitätsbildung und Kreativität 
 Förderung sozialer Kontakte und Integration 

 
Risiken: 
 Cybermobbing, Hate Speech, Fake News 
 Übermäßige Nutzung, Abhängigkeit, Rückzug 
 Datenschutzprobleme und Online-Gefahren (z.B. Cybergrooming) 
 Beeinträchtigung von Schlaf, Konzentration, Bewegung 

 
3. Rahmenbedingungen in Einrichtungen 

 Klare Medienkonzepte: Jede Einrichtung sollte ein schriftliches Medienkonzept haben 
(Regeln, Ziele, Zuständigkeiten). 

 Hausinterne Regeln: Festlegung von Nutzungszeiten, Gerätenutzung, Umgang mit 
problematischen Inhalten. 

 Technische Schutzmaßnahmen: WLAN-Filter, Jugendschutz-Apps, passwortgeschützte 
Geräte. 

 Verbindlichkeit: Regeln gelten für alle (Kinder, Jugendliche, Fachkräfte) 
 

4. Pädagogischer Umgang 
 Medienkompetenz fördern: 

 Kritisches Reflektieren von Inhalten 
 Eigenverantwortliche Nutzung 
 Kreative Medienprojekte (z.B. Videos, Podcasts, Blogs) 

 Aufklärung über Risiken: 
 Datenschutz, Privatsphäre, Fake News 
 Umgang mit Cybermobbing 

 Balance ermöglichen: 
 Förderung von Freizeitaktivitäten ohne Bildschirm 
 Rituale und medienfreie Zeiten 

 
5. Zusammenarbeit mit Eltern und Sorgeberechtigten 

 Einbindung: Eltern über Konzepte und Regeln informieren 
 Transparenz: Regelungen offen kommunizieren 
 Unterstützung: Eltern in Medienfragen beraten, ggf. Fortbildungen anbieten 

 



                                                                                                                                       
6. Rechtliche Grundlagen 

 Jugendschutzgesetz (JuSchG): Altersfreigaben für Filme, Spiele, etc. 
 Datenschutz (DSGVO, BDSG): Sensibler Umgang mit Fotos, Videos, Social Media 
 Aufsichtspflicht: Fachkräfte müssen Schutz vor Gefahren gewährleisten, dürfen aber 

Eigenverantwortung nicht völlig einschränken. 
 

7. Handlungsempfehlungen für Fachkräfte 
 Eigene Medienkompetenz stärken (Fortbildungen, Austausch im Team) 
 Reflexion der eigenen Haltung (Wie gehe ich selbst mit Medien um?) 
 Bei Konflikten Gespräch suchen – nicht sofort sanktionieren 
 Bei Verdacht auf Gefährdung (z.B. Missbrauch, exzessive Nutzung, Mobbing) klare 

Handlungspläne haben. 
 

8. Praktische Tipps für den Alltag 
 Regeln gemeinsam erarbeiten und visualisieren. 
 Medienführerschein oder andere Zertifikate nutzen, um Kompetenzen zu fördern. 
 Peer-Projekte: Jugendliche schulen sich gegenseitig. 
 Medienfreie Räume schaffen (z.B. kein Handy beim Essen). 
 Regelmäßige Reflexion: Medienkonzept im Team überprüfen und anpassen. 

 
9. Notfallmanagement 

 Bei Cybermobbing: Dokumentation, Gespräch, ggf. Meldung an Plattform oder Polizei. 
 Bei Verdacht auf Suchtverhalten: Beobachtung, Einbeziehung von Beratungsstellen. 
 Bei rechtlichen Verstößen: keine Alleingänge, immer Trägerleitung einbeziehen. 

 
 
 

3.) Fazit/Schlusswort 
 
Ein professioneller Umgang mit Medien in der Kinder- und Jugendhilfe bedeutet Balance zwischen 
Schutz, Freiheit und Förderung. Ziel ist nicht Einschränkung, sondern die Begleitung von Kindern 
und Jugendlichen in einer digitalen Welt, die ihnen Chancen eröffnet und gleichzeitig Risiken 
begrenzt. 
 
Das Ergebnis der Arbeitsgruppe kann nur als Empfehlung gelten. Aufgrund der unterschiedlichen 
Komplexität der Träger, hinsichtlich der digitalen Verwaltung, ist ein einheitliches Vorgehen 
schwer zu realisieren. 
 
 
 

4.) Anlagen 
 
Mediennutzungsvertrag (https://www.mediennutzungsvertrag.de/) 
Praxisleitfaden Medienkompetenz für Primarstufe und Sekundarstufe I 
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